Israel/Palästina
Minderheiten im Staat Israel
Etwa 1,7 Millionen Menschen, fast 24% der Bevölkerung Israels, sind Nichtjuden. Obwohl sie zusammenfassend als arabische Bürger Israels bezeichnet werden, bestehen sie aus verschiedenen, in der Regel arabischsprachigen Gruppen, mit  eigenen  Charakteristiken.

 

Muslimische Araber, fast eine Million und zum grössten Teil Sunniten,  wohnen  hauptsächlich in kleinen Städten und Dörfern, zu etwa 50% im Norden des Landes.

 

Die Beduinen, ebenfalls Muslime, (die auf etwas 170 000 geschätzt werden) gehören zu etwa 30 Stämmen, die meist weit verstreut über ein großes Gebiet im Süden des Landes leben. Als traditionelle Nomaden, stehen sie heute im Umbruch von der alten Stammesgesellschaft zur Sesshaftigkeit und nehmen mehr und mehr am Erwerbsleben Israels teil. 

 

Die christlichen Araber, etwa 117 000, leben überwiegend in Städten, u.a. in Nazareth, Schfar'am und Haifa. Die Zahl der vertretenen Konfessionen ist sehr groß, die meisten Christen gehören jedoch der griechisch-katholischen ,der griechisch-orthodoxen und der römisch-katholischen Kirche an. 

In 22 Dörfern Nordisraels wohnen etwa 117000 arabisch-sprachige Drusen, Angehörige einer gesonderten kulturellen, sozialen und religiösen Gemeinschaft. Die drusische Religion ist Außenstehenden nicht zugänglich, man weiß jedoch, dass zu ihrer Glaubenslehre der Begriff taqiyya gehört - Loyalität der Gläubigen gegenüber der Regierung des Landes, in welchem sie leben.

Die etwa 3000 Tscherkessen, die zwei Dörfer in Galiläa bewohnen, sind sunnitische Muslime, teilen jedoch weder den arabischen Ursprung noch den kulturellen Hintergrund der größeren islamischen Gemeinschaft. Sie konnten ihre eigene ethnische Identität bewahren und nehmen heute an verschiedenen Bereichen der Wirtschaft und des öffentlichen Lebens teil, ohne dabei in der jüdischen Mehrheit oder der allgemeinen muslimischen Minderheit aufzugehen.

Arabische Ein- und Auswanderungen schwankten je nach Wirtschaftslage. Im späten 19. Jh., als die jüdische Einwanderung das Wirtschaftswachstum anregte, wurden viele Araber durch die Arbeitsmöglichkeiten, höhere Löhne und bessere Lebensbedingungen in das Gebiet gelockt. 

Die Mehrheit der israelischen Araber wohnt in eigenständigen Städten und Dörfern in vier Hauptgebieten: Galiläa einschließlich Nazareth, im Zentralgebiet zwischen Chadera und Petach Tikva und im Negev. Andere wiederum leben in gemischten Städten wie Jerusalem, Akko, Haifa, Lod, Ramle und Jaffo.
Die arabischen Bürger Israels stellen größtenteils eine Arbeiterklasse in einer vorherrschenden Mittelklassengesellschaft, eine politische Randgruppe in einem hochgradig zentralisierten Staat und eine arabischsprachige Minderheit in einer hebräischsprachigen Mehrheit dar. Im Wesentlichen bildet die arabische Bevölkerung eine eigenständige Gruppierung, was durch den Gebrauch des Arabischen, der zweiten Amtssprache Israels, erleichtert wird. Weiterhin tragen ein gesondertes arabisch-drusisches Schulsystem, arabische Massenmedien, arabische Literatur und Theater zu ihrer Eigenständigkeit bei. Unabhängige muslimische, drusische und christliche konfessionelle Gerichte sind zuständig für Angelegenheiten zum Personenstandsrecht. 

Auch wenn viele Sitten und Gebräuche der Vergangenheit immer noch Teil des Alltags sind, haben doch der Autoritätsverlust von Stammesorganisation und Patriarchat, die Einführung der allgemeinen Schulpflicht und die Teilnahme am demokratischen Prozess Israels zu einem raschen Wandel in Anschauungen und Lebensstil geführt. Die gesetzliche Gleichstellung der Frau sowie das Verbot von Polygamie und Kinderehe trugen zu einer erheblichen Emanzipation der arabischen Frau bei.

Der arabische Bevölkerungsteil ist sowohl auf nationaler wie kommunaler Ebene politisch aktiv. Arabische Bürger führen die politischen und verwaltungstechnischen Angelegenheiten ihrer Städte. Die von ihnen gewählten Repräsentanten in der Knesset (dem israelischen Parlament) vertreten die arabischen Interessen und arbeiten darauf hin, den Status von Minderheiten sowie den Anteil an staatlicher Unterstützung zu verbessern.

Seit der Gründung Israels (1948) wurden arabische Bürger mit Rücksicht auf ihre familiären, religiösen und kulturellen Bindungen zur arabischen Welt (die wiederholt Angriffe auf Israel vorgenommen hat) und eventueller doppelter Loyalität von der Wehrpflicht befreit. Gleichzeitig wird zum freiwilligen Militärdienst aufgerufen, wozu sich jedes Jahr einige entschließen. Die Männer der drusischen und tscherkessischen Minderheit sind auf eigenen Wunsch seit 1957 wehrpflichtig, und die Zahl der als Berufssoldaten dienenden Beduinen wächst ständig.

Die arabischen Bürger Israels bilden über ein Sechstel der Bevölkerung. Sie leben amd Rande der sich gegenüberstehenden Welten von Juden und Palästinensern. Während sie hinsichtlich ihrer Kultur und Identität ein Teil des arabischen Volkes bleiben und die Definition des Staates Israel als jüdischen Staat ablehnen, sehen sie ihre Zukunft dennoch in Verbindung mit derjenigen des Staates Israel. So haben sie Hebräisch als Zweitsprache und die israelische Kultur als Teilbereich ihres Lebens angenommen. Gleichzeitig streben sie nach mehr Mitbestimmung im öffentlichen Leben, umfassendere Integrierung in die Wirtschaft und mehr Zuwendungen für ihre Städte und Dörfer. 

Der Brückenbau zwischen Arabern und Juden wird durch tief verwurzelte Unterschiede in Religion, Wertanschauung und politischer Überzeugung erschwert. Obwohl die beiden Gemeinschaften getrennt nebeneinander leben, lernten sie im Lauf der Jahre, sich gegenseitig zu akzeptieren, die Einzigartigkeit und Bestrebungen der anderen Gruppe anzuerkennen und sich an immer mehr gemeinsamen Projekten zu beteiligen.

Pluralismus und Abspaltung - Als multiethnische, multikulturelle, multireligiöse und mehrsprachige Gesellschaft finden sich in der israelischen Gesellschaft unterschiedliche Absonderungsmuster. Obwohl die Gruppen nicht ausdrücklich und absichtlich getrennt werden, sind verschiedene Bereiche innerhalb der Gesellschaft bis zu einem gewissen Grad abgesondert und halten an ihrer starken kulturellen, religiösen, ideologischen und ethnischen Identität fest.

Trotz einer recht tiefgehenden gesellschaftlichen Spaltung, einigen wirtschaftlichen Unterschieden und eines oft überhitzten politischen Lebens ist die Gesellschaft überwiegend ausgeglichen und stabil. Dank des Justizsystems und der politischen Ordnung des Landes, die völlige staatsbürgerliche Gleichstellung und Gleichheit vor dem Gesetz garantieren, halten sich die sozialen Konflikte zwischen den verschiedenen Gruppen, trotz eines hohen Potentials für soziale Unruhen, in Grenzen.

Israel ist also kein Schmelztiegel, sondern stellt vielmehr ein Mosaik aus verschiedenen Bevölkerungsgruppen dar, die innerhalb des Rahmens eines demokratischen Staates miteinander leben.

http://www.mfa.gov.il/MFADE/Facts%20About%20Israel/GESELLSCHAFT-%20Minderheiten  -> Quelle beachten!

Menschenrechtsverletzungen in den besetzten arabischen Gebieten, einschließlich Palästina

Die Gesellschaft für bedrohte Völker ist äußerst besorgt über die aktuelle Menschenrechtssituation in den von Israel besetzten Gebieten im Westjordanland und Gazastreifen sowie den autonomen Gebieten unter palästinensischer Herrschaft. 

Zwischen dem 29. September 2000 und 17. März 2001 wurden 329 Palästinenser getötet. Der größte Teil davon (282) waren palästinensische Zivilisten, 90 davon Jugendliche unter 18 Jahren. Tausende weitere wurden verwundet. Auf israelischer Seite gab es 47 Opfer, 20 Angehörige der Sicherheitskräfte und 27 Zivilisten/Siedler.

Die GfbV verurteilt alle begangenen Menschenrechtsverstöße: 

Die israelischen Sicherheitskräfte reagieren mit exzessiver Gewalt auf die Demonstrationen der Palästinenser. Die palästinensischen Demonstranten bewarfen in den meisten Fällen die gut geschützten israelischen Soldaten mit Steinen. Es ist übertrieben zu behaupten, dass dadurch das Leben der Soldaten in Gefahr war. Diese reagierten sogleich mit Gummimantel-Geschossen (rubber bullets) oder mit scharfer Munition (life ammunition), die beide tödlich wirken. Es wurde nicht versucht, die Demonstrationen mit anderen Mitteln aufzulösen. Auch Menschen, die nicht an den Demonstrationen teilnahmen, sondern zufällig am Ort des Geschehens waren, wurden getötet. Ebenso kam medizinisches Personal unter Beschuss und wurde getötet. 
Die israelischen Sicherheitskräfte richten gezielt Palästinenser hin, die sie beschuldigen, für die Gewalttaten verantwortlich zu sein. Diese Politik der extralegalen Hinrichtungen widerspricht israelischem und internationalem Recht. 
Israel beschränkt die Bewegungsfreiheit der palästinensischen Bevölkerung durch die Schliessung der Grenzen zu Israel aber auch durch die Abriegelung von palästinensischen Städten. Die Menschen können nicht mehr an ihre Arbeitsplätze, und die Arbeitslosigkeit stieg massiv an. 
In verschiedenen Fällen wurden sowohl von israelischen wie von palästinensischen Sicherheitskräften die Versorgung von Verletzten sowie die freie Fahrt von Ambulanzen verweigert. Mehrere Personen starben als Folge davon. 
Die palästinensischen Behörden ließen zwei Todesurteile an angeblichen Kollaborateuren vollstrecken, nachdem sie von einem Militärgericht verurteilt wurden. 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, die Gesellschaft für bedrohte Völker fordert die Menschenrechtskommission auf: 

sich für ein Ende der übertriebenen Gewalt der israelischen Armee gegenüber den Palästinensern einsetzen. Israel muss andere Mittel finden, um Demonstrationen aufzulösen 
die israelische Regierung aufzufordern, sich als Besatzungsmacht strikt an die gesetzlichen Verpflichtungen und Verantwortlichkeiten gemäß der 4. Genfer Konvention vom 12. August 1949 betreffend den Schutz von Zivilpersonen zu halten 
die israelische Regierung aufzufordern, die Palästinenser gegen Attacken von Siedlern zu schützen. Jeder gewaltsame Übergriff muss untersucht und die Verantwortlichen müssen zur Rechenschaft gezogen werden. 
die israelische Regierung aufzufordern, keine neuen Siedlungen im Westjordanland zu genehmigen und die kollektive Bestrafung der palästinensischen Bevölkerung durch die Einschränkung der Bewegungsfreiheit sofort aufzuheben. 
die Politik der extra-legalen Hinrichtungen seitens der israelischen Armee zu verurteilen und die Regierung aufzufordern, diese sofort zu beenden. Die israelische Regierung und die palästinensische Autonomieverwaltung müssen alle, die für extra-legale Tötungen verantwortlich sind, in Verfahren, die internationalen Standards entsprechen, vor Gericht bringen 
die palästinensische Autonomieverwaltung aufzufordern, die Hinrichtung von mutmaßlichen Kollaborateuren zu stoppen. 
die palästinensische Autonomieverwaltung darauf drängen, dafür zu sorgen, dass sich Minderjährige nicht an den Frontlinien aufhalten. 
die palästinensische Autonomieverwaltung aufzufordern, dafür zu sorgen, dass bewaffnete Zivilisten nicht mehr aus Wohngebieten gegen israelische Siedlungen schießen und israelische Zivilisten attackieren.
http://www.gfbv.de/inhaltsDok.php?id=281&stayInsideTree=1
Israelische Menschenrechtsorganisation dokumentiert Menschenrechtsverletzungen an palästinensische Minderjährige
Im Vorfeld der Nahost-Diskussion des Weltsicherheitsrats der UN, in der auch über die Möglichkeit der Anerkennung eines palästinensischen Staats gesprochen werden wird, veröffentlicht die israelische Menschenrechtsorganisation B'Tselem eine Studie über die Behandlung von palästinensischen Jugendlichen, die sich im Gewahrsam israelischer Sicherheitskräfte befinden. Die Studie stellt fest, dass im Zeitraum von Anfang 2005 bis Ende 2010 mindestens 835 palästinensische Minderjährige wegen des Werfens von Steinen von israelischen Soldaten verhaftet wurden. Von diesen 835 Jugendlichen waren 34 zwischen 12 und 13 Jahre alt, 225 waren zwischen 14 und 15 Jahre alt und 546 waren zwischen 16 und 17 Jahre alt.

Im November 2009 haben die israelischen Behörden in der Westbank das Jugend-Militärgericht geschaffen. Trotz der öffentlichen Erklärung des Präsidenten des Militärberufungsgerichts, die israelische Militärjustiz müsse Minderjährige im Einklang mit den internationalen Standard behandeln, hat sich, so B'Tselem, in Bezug auf die Wahrung der Rechte palästinensischer Minderjähriger kaum etwas geändert. Laut der Studie der israelischen Menschenrechtsorganisation gaben viele Minderjährige an, mitten in der Nacht verhaftet worden zu sein, ohne dass es den Eltern erlaubt gewesen sei, sie zu begleiten. In offener Verletzung sowohl internationaler als auch israelischer Rechtssprechung bezüglich Minderjährigen wurden die verhafteten Jugendlichen bis zu 20 Tagen zum Verhör festgehalten, das ohne das Beisein eines Anwalts oder der Eltern statt fand. Neunzehn von 50 interviewten Jugendlichen haben angegeben, während der Verhöre misshandelt worden zu sein, u.a. Sei ihnen nicht erlaubt worden, physische Bedürfnisse wie aufs Bad gehen, essen oder trinken, zu befriedigen. Über die Jugendlichen richtet in Folge ein Militärgericht. Haftstrafen, die laut internationalem Kodex bei Jugendlichen nur verhängt werden sollten, wenn es keine anderen Alternativen gibt, sind hier die Regel und betreffen 93% der verhafteten Jugendlichen. Der Großteil der Gerichtsentscheide verurteilt die Jugendlichen zu Haftstrafen zwischen zwei und sechs Monaten, aber wenigstens sieben wurden zu über einem Jahr Gefängnis verurteilt. Da die Jugendlichen als Sicherheitsgefangene gelten, ist es ihnen während der Haft nicht erlaubt, das Telefon zu benützen, oftmals werden Besuche von Eltern und Verwandten nur alle 20 Tage erlaubt. Viele Jugendliche beklagten zudem, dass es ihnen währen der Haft nicht erlaubt war, alle Schulfächer zu studieren, was wiederum die Rückkehr zur Schule enorm erschwerte.

Die Gesellschaft für bedrohte Völker Südtirol ist über das Ergebnis dieser Studie zutiefst betroffen und allarmiert. Es ist durchaus nachvollziehbar, dass diese Übergriffe sowohl bei den Opfern selbst als auch bei deren Familien Angst, Ressentiment und wohl auch Hass hervorrufen. Anstatt die Grundsteine für einen zukünftigen und anhaltenden Frieden zu legen, wird auf diese Weise lediglich eine andauernde Gewaltspirale geschürt.
-http://www.gfbv.it/2c-stampa/2011/110726ade.html



Der neue Antisemitismus verbindet Linke und rechte, Nord und Süd. Die Vorurteile sind vielfach die alten.
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Das Stephen Roth Institute for the Study of Contemporary Anti-Semitism and Racism der Universität von Tel Aviv legt jährlich seinen Bericht zum weltweiten Antisemitismus vor. Die Berichte sind eine Bestandsaufnahme des Antisemitismus. Das Ergebnis ist erschreckend. Seit 2002 verzeichnet das Institut einen starken Anstieg der antijüdischen übergriffe – besonders in Frankreich, Großbritannien und Russland. Laut der Leiterin des Instituts, Dina Porat, verüben die meisten antijüdischen Gewalttaten in Westeuropa Araber und Moslems. Juden werden weltweit für den Nahostkonflikt verantwortlich gemacht. Die Al-Aksa-Intifada vom Oktober 2000 löste eine Welle antisemitischer Gewalt aus. Auf der UNO-Konferenz gegen den Rassismus in Durban wehrten sich die europäischen Staaten nicht dagegen, dass die Veranstaltung zu einem Tribunal gegen Israel wurde. Breite Kreise zeigen Verständnis für den islamischen Faschismus. Europa unterstützte lange, wie die USA auch, die reaktionärsten Regimes im arabischen Raum. 

In Europa gebärdet sich auch der linke Antizionismus ungezwungen antisemitisch und ausschließlich pro-palästinensisch. Die Studien des israelischen Roth-Institutes ergaben einen besonders virulenten Antisemitismus in Ost-Europa. Hier sollen nur einige Beispiele dargelegt werden. Weiterführende Informationen zum Antisemitismus, Analysen und Kommentare sind im Internet-Forum "www.hagalil.com" zu finden. 

Ukraine: Antisemitische Pan-Slawisten 

Von den 480.000 Angehörigen der jüdischen Bevölkerungsgruppe hat ein Großteil die Ukraine nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion verlassen. Der rabiate Antisemitismus der extrem nationalistischen UNSO (Ukrainische Nationale Selbstverteidigung), aber auch der Ruch-Bewegung sowie der ukrainischen Kirche des Metropoliten Filaret vertrieb die Mehrheit der jüdischen Bevölkerung. Seit 1993 kooperieren ukrainische Nationalisten, Teile der Orthodoxen und paramilitärische Freiwillige mit dem Ziel, die Großukraine zu schaffen. Unter den Augen der Behörden verteilen UNSO-Militante auf den Straßen und Plätzen der Städte radikale nationalistische Propaganda, beteiligten sich UNSO-Radikale unbehelligt 1992 im Bürgerkrieg in den Dnjestr-Republik, konnten sie auf Truppenübungsplätzen der Armee das Morden trainieren. 

Die ukrainischen Nationalisten haben ihre Gegner ausgemacht: Russland und die Amerikanisierung der Ukraine. Auch das UNSO-Blatt "Holos Nacji" (Volks-Stimme) formuliert in unmissverständlicher Weise, wer zu den "Volksfeinden" zählt: "Alle Menschen sind Deine Brüder, aber die Moskowiter, Polaken, Ungarn, Rumänen und Juden sind Feinde Deines Volkes. Nimm Dir keine Ausländerin zur Frau, denn Deine Kinder werden Deine Feinde sein." Die UNSO-Organisation ist in 24 von 26 Regierungsbezirken aktiv und zählt 7.000 Mitglieder. Ihre "antirussische Haltung" hat die UNSO inzwischen abgelegt und pflegt enge Kontakte zu panslawistischen Bewegungen. 

Konkurrenz erhält die UNSO inzwischen von der als Partei zugelassenen rechtsextremistischen "Ukrainische Nationale Versammlung" (UNA). Seit Mitte der 90er Jahre schüren die Rechtsradikalen den Hass gegen Juden, Roma und andere "Nicht-Ukrainer". Die jüdische Bevölkerung zählt weniger als 1 Prozent der 52 Millionen Einwohner. Die ukrainischen Antisemiten werden vom russischen Faschisten Alexander Barkaschow offen unterstützt. Die "Barkaschovzi" tragen schwarze Armbinden mit Hakenkreuz. Sie fordern eine Süd-Ukraine ohne Juden und Zigeuner und die Beschränkung des Wohnrechts auf "reine slawische Bürger" (also Russen, Ukrainer und bestenfalls Belorussen). 

Die Kritik der jüdischen Gemeinde an der Untätigkeit der Sicherheitsorgane wurde überhört. Auch deshalb emigrierten die Juden zu Tausenden nach Westeuropa und in die USA. "So hat nicht nur der Stalinismus und der Hitlerismus", so Chaim Frank im jüdischen Internet-Portal Hagalil, "sondern auch der Chauvinismus des 21. Jahrhunderts dazu beigetragen, dass auf schmerzlichste Weise eine Jahrhunderte alte Symbiose von Slawen und Nicht-Slawen zerstört werden konnte. Eine entmutigende Erkenntnis – nach allen Kriegen und der Shoah!" 

Tschechien: Hass auf die Roma verdeckt den Antisemitismus 

Auch in Tschechien gibt es einen offenen Antisemitismus. Zwar fühlen sich die Shoah-Überlebenden (es gibt nur noch neun jüdische Gemeinden) nicht direkt bedroht. Die liberale Presse verurteilt antisemitische Äußerungen und Handlungen. Trotzdem werden Politiker wie Miroslav Sladek ins Parlament gewählt, weil er antisemitische Ressentiments schürt. Unter Vaclav Havel, der gegen jede Form von Antisemitismus auftrat, wurde in Tschechien ein Teil der Shoah-Überlebenden entschädigt. Ein ganz anderes Bild ergibt sich allerdings bei Rassismus und Fremdenfeindlichkeit. Die Roma werden von Mitbürgern und Behörden diskriminiert, ihr Leben ist bedroht, weil Rechtsextreme und Neonazi-Gruppen auf dem Vormarsch sind. Bei der Einweihung eines Mahnmals für die Roma, die dem Holocaust zum Opfer fielen, mahnte der ehemalige Staatspräsident Havel, die Schrecken des NS-Regimes, das die Roma fast ausgerottet hatte, dürften sich nicht noch einmal ereignen. 

Russland: Rot-brauner Kitt - Der Antisemitismus der Kommunisten und der russischen Rechten 

Die hoffnungsvolle Periode der Perestroika und der Glasnost sowie der demokratische Aufbruch nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion vermittelte die Illusion eines neuen Russlands, in dem es auch Rechte und Sicherheit für Minderheiten gibt. Der demokratische Frühling erstarrte in der Restauration, Antisemitismus und Rassismus sind die Grundlage des neuen staatstragenden Nationalismus. Wladimir Putin, der sich bei seinem Antritt zur russischen Präsidentschaft gegen Blutvergießen und Pogrome aussprach, überzieht Tschetschenien mit Terror und duldet den neuen Chauvinismus. 

Die "Russische Nationale Einheit" Alexander Barkaschows mit mehr als 20.000 Mitgliedern wirbt ungehindert um paramilitärischen Nachwuchs. Das Justizministerium ist bisher nicht gegen faschistoide Bewegungen und Politiker vorgegangen. Der neue alte Antisemitismus verbindet die Überreste der KP mit den nationalistischen großrussischen Bewegungen und Parteien. 

Seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion haben mehr als eine Million russischer Juden das Land verlassen in Richtung Israel, Amerika, Westeuropa und Deutschland. 

Rumänien: Die große Flucht nach Israel 

Die einst große jüdische Gemeinde ist auf eine kleine Gruppe zusammengeschrumpft. Elie Wiesel beschrieb den Leidensweg der Juden Rumäniens, deren Mehrheit von deutschen und rumänischen Faschisten ermordet wurde. Die überlebenden und deren Nachkommen drängten während der Ceausescu-ära nach Israel. Um das Land verlassen zu können, mussten die Juden Kopfgeld bezahlen (wie die Siebenbürger Sachsen und Banater Schwaben auch). Trotz der Diskriminierung durch den kommunistischen Staat hielt sich die jüdische Gemeinde mit Forderungen nach Entschädigung zurück. 1995 aber legte die jüdische Gemeinde einen Gesetzesentwurf zur Rückgabe ihres einst von den rumänischen Faschisten und Kommunisten konfiszierten Eigentums vor. Die Folge war eine Welle antisemitischer Reaktionen. Die nationalistischen Parteien lehnten die Rückgabe jüdischen Eigentums strikt ab; aber auch die Demokratische Partei stellte sich nicht hinter die Rückgabe-Forderungen. Ihr damaliger Vorsitzender und Senatspräsident Petre Roman, selber jüdischer Herkunft, nannte die Rückgabe jüdischen Eigentums eine "sensible Angelegenheit": Wenn nicht auch andere religiöse Gemeinschaften ihr Eigentum zurückbekommen, könne das zu unerwünschten antisemitischen Reaktionen führen. Diese unerwünschten Reaktionen wuchsen zu einer antisemitische Flut heran. Rumänien, zu diesem Schluss kommen die Beobachter des Roth-Institutes, ist wieder zu einer Hochburg von Antisemiten geworden. 

Polen: Judenhass ohne Juden 

Die "industriellen" Vernichtungslager des Dritten Reiches befanden sich auf dem ehemaligen und heutigen Staatsgebiet Polens: Auschwitz, Treblinka, Sobibor, Majdanek und Belyec. Dort wurde die Hälfte der sechs Millionen Juden ermordet. 1939 lebten 3,35 Millionen, 1945 noch 50.000 Juden in Polen. Trotz des Holocausts ist der katholisch geprägte polnische Antisemitismus virulent geblieben. Das wurde deutlich, als jüdische Polen, die das Land nach den Pogromen 1945-1947 verlassen hatten, ihre Entschädigungsforderungen präsentierten. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg war durch die Rücksiedlung aus der Sowjetunion (Juli 1946) die Zahl der Juden auf 137.000 angestiegen. Bis 1947 kamen 2.000 von ihnen meist bei Überfällen und Anschlägen durch Polen ums Leben. Mitte August 1945 kam es in Krakau zum ersten bekannt gewordenen Pogrom nach der Shoah, es folgten Parczew und im Juli 1946 Kielce, wo 48 jüdische Einwohner ermordet wurden. 1967 initiierte Parteichef Wladyslav Gomulka die größte staatliche antisemitische Kampagne der Nachkriegszeit; er stilisierte die verschwindend kleine jüdische Minderheit zu einer gefährlichen "Fünften Kolonne" hoch. Die "Zionisten" seien Schuld an den studentischen Protesten, die "Zionisten" wurden als die Drahtzieher hingestellt, als vom Ausland finanzierte Konterrevolutionäre, die die polnische Jugend den Imperialisten in die Arme treiben wollten. Die Agenten des "Weltjudentums" arbeiteten angeblich mit den "Revisionisten" in Deutschland zusammen und bildeten eine gegen Polen gerichtete "Achse Bonn-Tel Aviv". Zehntausende verloren ihre Stellung, knapp 20.000 Juden verließen das Land. Mit der Ausreise verloren die jüdischen Bürger die polnische Staatsbürgerschaft und wurden staatenlos. 

Für die angeblich "antizionistische", in Wirklichkeit wüst antisemitische Kampagne gab es eine außenpolitisch-ideologische "Erklärung". Israel hatte im Sechs-Tage-Krieg die von der Sowjetunion unterstützten arabischen Staaten geschlagen und war somit Kriegsgegner. So wurde zum Dogma erhoben: Die Juden sind Feinde. 

Mehr oder weniger alle politischen Lager hantieren mit dem Antisemitismus. Jüdisch zu sein oder Kontakte mit Juden zu haben klingt nach Vorwurf. Als "jüdisch" galt der Kommunismus, Juden werden für das Scheitern des Kommunismus verantwortlich gemacht, für die Krise von 1989, für den "Ausverkauf des Landes" oder für das Ausbleiben ausländischer Investitionen. Wo es es einen Schuldigen braucht, wird auf den Juden gezeigt. Galt bis 1945 alles Jüdische als "fremd", wurde später alles Fremde als "jüdisch" denunziert. 

Kroatien und Serbien: Antisemitismus als Instrument 

Die nationalistisch geprägten Unabhängigkeitsbestrebungen förderten besonders in Kroatien einen neuen Antisemitismus. Staatsgründer Franjo Tudjman, einer der jüngsten Partisanengeneräle Titos, heizte den Antisemitismus mit primitiven Vorurteilen an: "Juden rufen Neid und Hass hervor, sind stets das Opfer sowohl ihrer eigenen als auch fremder Ansprüche." Oder aber: "Ich bin so glücklich, nicht mit einer Serbin oder Jüdin verheiratet zu sein". In seinem Buch "Irrwege – Abhandlung über die Geschichte des Bösen" (1991) zweifelte Tudjman die Opferzahlen der Shoah an; sechs Millionen ermordete Juden erschienen ihm als "emotional übertrieben". Auch die Zahl der jüdischen Opfer der kroatischen Ustascha-Faschisten versuchte er herunterzurechnen. 

Während des kroatisch-serbischen Krieges versuchte Belgrad, die Regierung Tudjmans als "faschistisch", sich selbst aber als Schutzmacht der Juden hinzustellen, um den Angriffskrieg gegen Kroatien zu rechtfertigen. Die Sympathie der Juden lag jedoch nicht stets auf der Seite der Serben. Ein Teil der jüdischen Gemeinde Belgrads verließ das Land aus Angst vor den serbischen Tschetniks. Der im US-amerikanischen Exil lebende Tschetnik-Führer aus dem Zweiten Weltkrieg, Momcila Djuic, ernannte 1991 den serbischen Faschisten und Freischärler Vojislav Seselj zum neuen "Vojvod" (Feldherrn). Djuic empfahl Seselj, alle "Kroaten, Albaner und andere Elemente aus dem heiligen serbischen Land zu vertreiben", er solle "Serbien von den letzten Juden, Albanern und Kroaten säubern und unser heiliges Serbien zu einer neuen Blüte erwecken." Seselj war in der Milosevic-Ära Bündnispartner der Sozialisten, seine Partei zählt seit den Parlamentswahlen zu den stärksten serbischen Parteien. Die Belgrader Massenblätter "Duga" und "Intervju" bezeichneten das Nachkriegsjugoslawien als das Produkt einer Verschwörung der kommunistischen Kommintern und "jüdisch-freimaurerischen Logen", die das serbische Volk schädigen wollten. Immer wieder rufen Flugblätter mit Hakenkreuzen zum Krieg gegen "Nicht-Serben" auf, besonders gegen Juden und Roma. Zwischen 1992 und 1995 zerschlugen Karadzic und Mladic die jüdische Gemeinde in Sarajewo. 

Ungarn: Die Judenfeindlichkeit der Rechten 

Das israelische Stephen Roth Institute ermittelte in Ungarn eine militante antisemitische Hetze. Hooligans beschimpfen gegnerische Mannschaften als "dreckige Juden". Das Jugendministerium finanziert antisemitische Literatur. In einem kirchlichen Rundbrief vom Frühjahr 2002 heißt es: "Rette unsere Nation vom egoistischen, nur auf sich selbst bauende ultraliberale Denkweise und gib uns Dir ergebene und auf Deine Hilfe bauende Führer". 

Tatsächlich unterstützt ein Teil der Kirche die rechtsradikale Partei für Ungarische Gerechtigkeit und Leben, MIÈP. Der Antisemitismus wird in der Hauptstadt am offensichtlichsten, weil in Budapest Ostmitteleuropas größte – aber weitgehend assimilierte – jüdische Bevölkerung lebt. 

Die rechtskonservative Regierung und mit ihr die antisemitischen Nationalisten wenden sich gegen das linksliberal regierte Budapest. Auch die öffentlich-rechtlichen Medien betreiben antisemitische Hetze. Die Linksliberalen sprechen von einem "verbalen Kosovo". Regelmäßig besuchte der ehemalige Ministerpräsident Viktor Orbán die Redaktion der rechtsradikalen Hetzsendung Vasárnapi Újság ("Sonntagsmagazin") des öffentlich-rechtlichen Kossuth Rádió Budapest.Trotz seiner gezielt antisemitischen Agitation wurde Orbán im Westen gelobt und umworben, wie beispielsweise vom bayerischen Ministerpräsidenten Edmund Stoiber. Laut Stoiber ist Orbán ein mutiger, herausragender Politiker und Repräsentant einer modernen Volkspartei, ein aufrichtiger Freund Bayerns und ein überzeugter Europäer. 

Schweiz: Antisemitismus erhält neuen Auftrieb 

Exponenten der jüdische Gemeinde und auch die Eidgenössische Kommission gegen Rassismus kritisieren eine starke Zunahme antisemitischer Vorfälle. Rolf Bloch, Präsident des Israeelitischen Gemeindebundes, führt diese Entwicklung auf die Klagen auf Rückerstattung jüdischen Eigentums zurück. Ein Großteil der Schweizer geht davon aus, dass die jüdische Gemeinde stark ist, die Zahl wird aber regelmäßig überschätzt. Die Schweiz untersagte in den vergangenen Jahrhunderten nämlich die jüdische Zuwanderung. Laut einer Umfrage schätzten fast 20 % der Befragten die Zahl der jüdischen Bevölkerung auf 80.000 bis 200.000. Tatsächlich leben in der Schweiz nur 17.000 Menschen israelitischen Glaubens. Die jüdische Bevölkerungsgruppe wird immer kleiner. 1990 betrug die Zahl der muslimischen Bürger bereits mehr als 152.000. 


http://www.gfbv.de/inhaltsDok.php?id=73&stayInsideTree=1
"Leihst du mir deinen Blick?" ? eine virtuelle und reale Begegnung zwischen Jugendlichen aus Bremen, Israel & Palästina

Das LidiceHaus hat gemeinsam mit Jugendlichen des Leistungskurs Geschichte (12. Jahrgang) der Oberstufe des Gymnasiums Leibnizplatz und ihrem Lehrer Peter Menken ein Dialogprojekt ins Leben gerufen ? zusammen mit den Organisationen ?Al Tariq? und ?Parents Circle? (Palästina und Israel):

 

Feindbildszenarien scheinen derzeit die gesellschaftlichen Diskurse, den Alltag in Großstädten bzw. Ballungsräumen sowie die Medienberichterstattungen zu bestimmen. Grenzüberschreitungen, Menschenrechtsverletzungen und gewalttätige Auseinandersetzungen sind die täglichen Bilder, die uns via TV, Zeitschriften sowie Internet präsentiert werden. Dabei geht es in Deutschland und Europa zunehmend mehr auch um antisemitische und muslimfeindliche Ausgrenzungen und Diskriminierungen. Besonders in den letzten Wochen und Monaten häufen sich die Talkshows und Medienberichterstattungen, die ‚den Islam‘ in den Focus nehmen. In Deutschland bildet sich zudem der Nahost Konflikt auch in oft kontroversen und  polarisierenden Debatten ab. Spätestens seit dem Krieg im Gaza Anfang 2009 haben sich auch bei uns die Fronten zwischen den sog. ‚Israelfreunden‘ bzw. ‚Israelkritikern‘ verhärtet. 
Jugendliche in Israel und Palästina wachsen darüber hinaus in besonderem Maße mit Feindbildern auf; die Separierung durch die Mauer und Checkpoints verhindert zudem reale Begegnungen. Aus den Medienberichten lässt sich z. Zt. folgendes Bild zeichnen:
Gewalt und Hassbekundungen finden nicht nur zwischen den Menschen aus beiden Gesellschaften und Religionen, sondern auch innerhalb derselben, statt. Die Spirale von Gewalt und Gegengewalt erscheint immer mehr undurchdringbar. Die Bereitschaft zum Dialog und Konsens ist derzeit auf einem ‚Nullpunkt’. Hinzu kommt, dass auf 'legalem Wege' vor Ort keine Face to Face Begegnungen mehr stattfinden können bzw. dürfen. 
Wie können Schule und Jugendbildung darauf reagieren bzw. dieses wichtige Feld aufbereiten und thematisieren?    
“Leihst du mir deinen Blick?” 
Das LidiceHaus hat gemeinsam mit Jugendlichen des Leistungskurs Geschichte (12. Jahrgang) der Oberstufe des Gymnasiums  Leibnizplatz und ihrem Lehrer Peter Menken ein Dialogprojekt ins Leben gerufen – zusammen  mit den Organisationen ‚Al Tariq‘ und ‚Parents Circle‘ (Palästina und Israel): 
das Projekt „Leihst du mir deinen Blick?“ ist ein langfristiges virtuelles und reales Face to Face - Projekt, in dem sich die deutschen, israelischen und palästinensischen Jugendlichen zunächst im Web-Tool miteinander bekannt gemacht haben und sich so auf die erste Face to Face Begegnung im Sommer im LidiceHaus Bremen vorbereiteten.
Die israelischen Jugendlichen kommen aus der High School einer Kibbutzschule in Beersheva/ Israel – die palästinensischen Jugendlichen kommen aus einer Schule in Bethlehem bzw. Hebron in der Westbank. Wie stark die politischen Rahmenbedingungen den Verlauf solch eines Projektes gerade zu bestimmen können, konnten wir Projektverantwortlichen bereits in der Planungsphase erfahren: im Januar 2010 sollten die ersten Kontakte zwischen den Jugendlichen in dem eigens dafür eingerichteten Blog stattfinden – am 23. Januar wurde der palästinensische Jugendgruppenleiter bei einer nächtlichen Militärrazzia verhaftet und sitzt seitdem im israelischen Gefängnis. Dieses Ereignis hatte natürlich nicht nur auf die palästinensiche Jugendgruppe enorme Auswirkungen, sondern auch auf die Bereitschaft der israelischen Gruppe. Zweifel und Ängste machten sich breit. Wir (Peter Menken / Anette Klasing) mussten unseren bremischen TeilnehmerInnen mehrfach Mut machen, nicht aufzugeben und Geduld zu bewahren.
Im Mai flogen wir daher nach Jerusalem, um uns mit beiden Gruppen bzw. deren Jugendgruppenleitern zu treffen; wir wollten mehr verstehen und einschätzen können, ob unser Projekt wirklich eine Chance auf Realisierung hat. Etwas beruhigter kehrten wir nach den Gesprächen zurück und bereiteten das Face to Face Treffen vor.
Am 25. Juni war es dann soweit: über 30 junge Leute aus Bremen, Beersheva, Bethlehem / Hebron (Alter ca. 17 Jahre) trafen sich für 10 Tage im LidiceHaus. Das Programm war eine Mischung aus ‚Dialogarbeit‘, Erlebnispädagogischen Workshops und Simulationsübungen  – gepaart mit Exkursionen und Breminale - Besuchen. Die 10 Tage waren für alle Beteiligten Tage der ‚Höhen und Tiefen‘: die Jugendlichen erlebten viel Spass sowie Annäherungen, aber auch ‚Tränen der Wut und der Verletzung‘. Alles was vorher Theorie war, geschah ganz hautnah: ein israelisches Mädchen rannte weinend aus dem Raum, weil sie nicht hören konnte und wollte, was ein palästinensischer Junge zu sagen hatte. Wir mussten den palästinensischen Jugendlichen verständlich machen, dass eine erlebte Kassamrakete in Beersheva (auch wenn sie ‚nur‘ ein Haus beschädigt und keine Menschen tötet) genauso traumatisieren kann wie nächtliche Militärrazzien, Verhaftungen oder Häusersprengungen durch die israelische Armee in den Orten der Westbank.
Und wir mussten die israelischen Jugendlichen immer wieder motivieren, sich auch die Geschichten der ‚anderen Seite‘ anzuhören. Während z. B. die israelischen Mädchen fanden, es wäre zu viel über Politik gesprochen worden, warfen uns einige der palästinensischen Jugendlichen vor, wir wären ‚viel zu pädagogisch‘ an die Themen heran gegangen. Auch das ist nicht untypisch für diese Konstellation.
Und unsere Bremer Jugendlichen? Zu Beginn war es wirklich nicht leicht für sie – aber nach und nach wurden sie selbstsicherer und achteten darauf, mit möglichst allen im Kontakt zu bleiben. Dialogarbeit mit Jugendlichen aus Konfliktregionen kann nicht ohne Konflikte geschehen, aber für uns Projektverantwortliche bleibt die Frage: wieviel und WAS alles soll ‚pädagogisch moderiert‘ werden und wieviel Raum darf sein für Emotionen. Wo sind die Grenzen zu ziehen? Sicherlich: zu Beginn haben alle TN die Spielregeln für Dialogarbeit mit ausgearbeitet – aber da war es noch die Theorie.
Erfreut hat uns die Nachricht aus Beersheva, dass die Schule gerne mit Dialogbegegnungen weitermachen möchte – auch unsere palästinensischen Partner erhoffen sich die Fortsetzung. Also prüfen wir nun mit ‚unseren‘ Bremer Jugendlichen die Rückbegegnung im kommenden Jahr – und hoffen und wünschen uns sehr, dass wir dort ‚einen gemeinsamen Ort‘ finden können, an dem sich alle drei Gruppen treffen und sicher sein können.
 
Das Projekt wurde gefördert:
-          durch die Stiftung ‚Erinnerung – Verantwortung – Zukunft‘ (Programm ‚Europeans for Peace‘) 
-          sowie ConAct / Jugendministerium 
-          die Stiftung ‚Begegnung‘. 
Dafür bedanken wir uns ganz herzlich.
 
Eine Filmdokumentation der Begegnung ist nun fertig – und ist als DVD erhältlich.  
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 Anette Klasing / LidiceHaus
aklasing@lidicehaus.de
 
Peter Menken
Oberstufe des Gymnasium Leibnizplatz / Bremen
